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Strukturierte Mehrwertsteuer und Grundeinkommen –

eine große Steuerreform als Antwort auf die zunehmende

Globalisierung und Bürokratie

Hermann Meemken, Berlin  (Phoenix – eine Vision, Berlin)

Seit vor etwa zweihundert Jahren die Industrialisierung, in Westeuropa beginnend, ihren Lauf nahm, haben wir uns daran gewöhnt, wirtschaftliche Probleme zunächst in den Begriffen Arbeit und Kapital und der Verteilung einer gegebenen Industrieproduktion auf diese beiden abstrakten Begrifflichkeiten zu untersuchen. Diese vor allem von D. Ricardo, einem Ökonomen des frühen neunzehnten Jahrhunderts, populär gemachte Unterscheidung ist der Ausgangspunkt einer Vielzahl unterschiedlichster logischer Schlußfolgerungen, aber auch die Quelle haltloser Vorurteile. Unter anderem wird von dieser Unterscheidung die Vorstellung genährt, Unternehmen wären als Rechtsperson oder Institution unmittelbar mit lebendigen Menschen vergleichbar und würden, den Menschen gleich, auch unmittelbar Steuern zahlen. Diese Rechtsgebilde würden somit zum Beispiel einen materiellen Nachteil erlangen, sofern im Land die Unternehmenssteuer erhöht wird. Tatsächlich interessieren sich die in diesen abstrakten Gebilden arbeitenden Menschen nur dann ernsthaft für die vom Finanzamt ausgelösten Zusatzkosten, sofern diese zum Beispiel von der Konkurrenz nicht zu bezahlen sind. In einem solchen Fall verschlechtert sich die Wettbewerbssituation eines Unternehmens. Müssen jedoch alle Unternehmen des Globus – zumindest derselben Branche -  eine identische Steuerlast zahlen, so wird sie problemlos auf die Verbraucherpreise umgelegt. In der Kreislaufbetrachtung zahlen also die Menschen (Verbraucher) immer am Ende die Steuern, egal ob sie es unmittelbar über die Mehrwert- oder Einkommenssteuer tun, oder indirekt, indem sie die Unternehmenssteuer und Sozialabgaben als Kosten über die Preise zu spüren bekommen. Dieser Sachverhalt ist sorgfältig von der persönlichen Steuer eines Unternehmers zu unterscheiden, da diese erst dann fällig wird, wenn vom Unternehmer dem Unternehmen Einkommen für den persönlichen Verbrauch entzogen wird. 

Unternehmenssteuern sind aber für die Exportindustrie von großem Interesse, da sich aus deren Umfang die internationale Wettbewerbsfähigkeit gegenüber Ländern mit anderen Niveaus an Unternehmenssteuern ableitet. Sofern ein Land, wie die Bundesrepublik Deutschland, enorme Exportüberschüsse erwirtschaftet, sind diese Steuern für den Finanzminister einträglich. Gleichwohl kann ein Unternehmen sich dieser Steuer durch einen allmählichen Standortwechsel entledigen, sofern an einem vergleichbaren Standort eine geringere Unternehmenssteuer zu bezahlen ist. Diese Wahlmöglichkeit bildet den Kern der Globalisierungsdebatte. Der globale Steuerwettbewerb führt dazu, daß die unmittelbare Unternehmenssteuer früher oder später  im internationalen Wettbewerb vollkommen verschwinden wird, da keine Region es sich leisten kann, auf produktive Arbeitsplätze zu verzichten. Der Finanzminister muß einen neuen Weg suchen, seine öffentlichen Aufgaben zu finanzieren. Deutschland (und Europa) muß die Bemessungsgrundlagen des Steuersystems völlig neu ausrichten, so daß der Herstellungsort eines Produktes für die Erzielung von nationalen Steuern keine Rolle mehr spielt. Der Ort des Verbrauches muß als Bemessungsgrundlage der Besteuerung in Zukunft die Hauptrolle übernehmen.

Die heute noch übliche ricardianische Unterscheidung von unterschiedlichen Produktionsfaktoren und statischen Tauschrelationen wurde von dem britischen Nationalökonomen Lord J.M. Keynes später als „Heilige Inquisition“ der Wirtschaftstheorie bezeichnet, weil sie unter anderem die Untersuchung volkswirtschaftlich relevanter, dynamischer Kreislaufbeziehungen, zum Beispiel zwischen Wirtschaftsregionen, nahezu zum Verschwinden brachte. Auch den heutigen Ökonomen ist es noch nicht überzeugend gelungen, sich von diesem statischen Weltbild einer Tauschwirtschaft und der damit verbundenen statischen Verteilungsperspektive zu lösen. Zu Beginn des einundzwanzigsten Jahrhunderts muß angesichts der massiven Umweltprobleme, der enormen sozialen Spannungen und der zunehmenden Globalisierung der Industrieproduktion sowie der dadurch ausgelösten Rückkoppelungen auf die Konsumgüterindustrien der alten Industrieländer das Hauptaugenmerk auf den Kreislaufzusammenhänge von Produktion und Reproduktion sowie dem im Zuge der Globalisierung immer stärker wirkenden Spannungsfeld zwischen regionaler Handwerks- und Dienstleistungsproduktion sowie globaler, vom massiven Ressourcenverbrauch und Maschineneinsatz geprägten  Industrieproduktion gerichtet sein. 

Die anschwellenden globalen Warenströme müssen mittels einer geschickten Steuerpolitik zum Wohle aller Beteiligten in wirtschaftspolitisch gewünschte Bahnen gelenkt werden, weil der Markt die regional unterschiedlich entwickelten Produktionsbedingungen über die Zinsen, Preise, Wechselkurse und Löhne allein nicht zu steuern vermag. Während bisher die Besteuerung der Waren und Dienstleistungen vor allem am Ort der Herstellung dieser Produkte anhand von statischen Bilanzrelationen vorgenommen wird, sollte in Zukunft der Ort des Verbrauches dieser Warenströme im Vordergrund stehen. Insbesondere müssen die aus dem Ausland  einströmenden Waren, die heute in Deutschland etwa ein Drittel unseres alltäglichen Verbrauches ausmachen, im gleichen Maß an der Finanzierung öffentlicher Aufgaben beteiligt werden, wie es von der heimische Produktion verlangt wird. 

Das Kapital ist in den vergangenen Jahren zunehmend global unterwegs. Die Eigner suchen sich auf dem Globus Orte mit niedrigen Löhnen und Steuern, um so im internationalen Konkurrenzkampf wettbewerbsfähig zu bleiben. Die entsprechenden Handfertigkeiten zur Bedienung der heutigen Generation von Maschinen und Automaten lassen sich in kurzen Zeitspannen von gut ausgebildeten Menschen an nahezu jedem Ort erlernen. Dadurch ergeben sich für vergleichbare Arbeitsleistungen bei global gehandelten Produkten höchst unterschiedliche Stundenlöhne und Steuerforderungen. In wenigen Jahrzehnten können in allen Regionen der Erde Industrieprodukte hergestellt und wiederum im Rahmen des Freihandels auf allen Marktplätzen der Welt verkauft werden. Dieser Tatsache muß sich die europäische und jede regionale Wirtschaftspolitik mit einer Neuausrichtung der steuerlichen Bemessungsgrundlagen für diese Industrieprodukte stellen, will sie denn durch die Globalisierung für die eigene Region keine Nachteile erleiden. Eine regional ausgerichtetes Niveau der Mehrwertsteuer für die global handelbaren Industriewaren führt zur Lösung des europäischen Finanz- und Arbeitsmarktproblems.

In den nächsten beiden Jahrzehnten müssen sich die hochentwickelten Regionen, die über hohe Stundenlöhne und Steueransprüche an die Industrie verfügen, eine kluge Strategie zur Anpassung der eigenen Produktionsstrukturen an die neue Zeit einer global sich ausbreitenden Industrie überlegen. Wollen die entwickelten Industrieländer in den nächsten Jahrzehnten vermehrt hochwertige Produkte und Anlagen an die Schwellen- und Entwicklungsländer verkaufen, so müssen sie entsprechend vermehrt im Gegengeschäft einfachere Verbrauchsgüter von dort als Gegenleistung akzeptieren. Gegen die niedrigeren Löhne und Steuern in den Schwellenländern sollte aber nicht mit einer allgemeinen Deflationsstrategie, d. h. mit sinkenden Löhnen und Einkommen, sinkenden Steuereinnahmen und damit am Ende einer steigenden Arbeitslosigkeit und öffentlicher Verschuldung geantwortet werden. Der Marktmechanismus allein führt nicht zum Ziel, weil damit zwangsläufig im Bereich der industriellen Massenproduktion ein nicht notwendiger Deflationsprozeß verbunden ist, der mit wachsender Staatsverschuldung endet. Vielmehr kann eine strukturierte Mehrwertsteuer, die zwischen regional handelbaren Handwerks- und Dienstleistungen  sowie global gehandelten Industrieprodukten zu unterscheiden weiß, den Königsweg aus der aktuellen Finanzmisere aufzeigen, indem globale Kreislaufzusammenhänge die Bemessungsgrundlage der Besteuerung bestimmen.

Die heimische Wirtschaft gerät seit einigen Jahren zwangsläufig durch die zunehmenden Industrieeinfuhren aus den Schwellenländer unter Preis- und Konkurrenzdruck. Die deutsche Volkswirtschaft kann aber nicht unmittelbar gegen die Billiglöhne und das grassierende Steuerdumping antreten, will sie nicht die gewachsenen Einkommensströme im Inland und damit den erreichten Wohlstand unnötig schwächen. Die Wirtschaftspolitik muß sich ihrer nationalen Fesseln entledigen und für die Steuerpolitik eine völlig neuartige Politikstrategie entwickeln, mit der sie dieser großen, neuartigen Herausforderung der globalen Kreislaufzusammenhänge gezielt entgegen steuert. Sie muß vor allem für die Steuerpolitik neue Bemessungsgrößen definieren, um so den übergeordneten Zielen einer global sich allmählich ausgleichenden Entwicklung der Arbeitsproduktivität, eines ökologisch verträglichen Wachstums und eines auf regionaler und globaler Ebene erfolgreichen sozialen Ausgleichs zu entsprechen. Dabei soll mit den vertrauten Instrumenten der Finanzpolitik, d.h. mit einer spezifischen Struktur von Steuersätzen im Bereich der Mehrwert- und Einkommenssteuer, eine neue Politikstrategie vorgestellt werden, die insbesondere auch die globale Zollfreiheit respektiert und damit den heutigen Grundsätzen eines freien Welthandels (WTO - Bedingungen) entspricht. Die Argumentation soll sich also in den vertrauen Geleisen des bekannten Instrumentariums der Steuerpolitik bewegen, wenngleich die Weichen angesichts der Globalisierung der Industrieproduktion und des internen Strukturwandels in Richtung einer Dienstleistungsmarktwirtschaft vollkommen neu gestellt werden.


Bereits auf nationaler und westeuropäischer Ebene hat die Industrialisierung in den vergangenen dreißig Jahren deutlich sichtbar zu neuen Strukturen geführt. Der Wandel von die Industrie- in eine Dienstleistungsgesellschaft muß von einem neuen fiskalischen Konzept begleitet werden. Der Anteil der in der Industrie beschäftigten Menschen ging in diesem Zeitraum von fast sechzig auf nicht einmal mehr dreißig Prozent zurück. Zudem sind heute in der Agrarwirtschaft kaum noch drei Prozent der Beschäftigten im Einsatz. Immer weniger Menschen stellen mit immer mehr und größeren Automaten immer mehr Waren her. Ein einziger Automobilarbeiter kann heute in vier Tagen mittels der vorhandenen Automation ein Auto vollständig allein zusammenbauen. Sofern sich menschlichen Tätigkeiten mit Materialien verbinden, erfolgt früher oder später ein enormer Rationalisierungsschub, der in dieser Form zum Beispiel im Bereich des Handwerks, des Bildungswesens, der Gesundheit oder der Kultur nicht denkbar sind. Es fehlt folglich nicht an Produktions- sondern an Kaufmöglichkeiten. Demzufolge muß über eine gezielte Umverteilung der personalen Einkommen die effektive Nachfrage nach Waren und Dienstleistungen systematisch gefördert werden.

George Fourastie, ein französischer Ökonom, hat diese Entwicklung für den europäischen Wirtschaftsraum bereits vor sechzig Jahren als zwangsläufigen Strukturwandel von einer Agrar- in eine Dienstleistungswirtschaft vorausgesagt (siehe Abb.1). 
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Die steigende Produktivität in den mit Materialien befaßten Sektoren ermöglicht die enorme Vermehrung der Agrar- und Warenproduktion mittels eines immer kleineren Anteils an Arbeitskräften und eröffnet damit einen Weg zur Vermehrung und Verbesserung der Dienstleistungen sowie zu mehr Muße und Freizeit. Unbeantwortet blieb bei G. Fourastie aber die Frage, ob die Steuer- oder Finanzpolitik bei der Bewältigung dieser über Jahrzehnte erfolgenden Umwälzungen der Produktionsverhältnisse eine aktive Rolle spielen sollte oder ob ein solcher Prozeß allein dem freien Spiel der Marktkräfte überlassen werden kann? Zudem muß dabei berücksichtigt werden, daß die Länder der südlichen Hemisphäre die Entwicklung von einer Agrar- über eine Industrie- zu einer Dienstleistungswirtschaft zeitlich versetzt ebenfalls durchmachen und die entwickelten Ländern auch diese Tatsache bei einer neuen Politikstrategie berücksichtigen müssen.

Innerhalb der großen Umstrukturierung der Arbeitsplätze zu einer Dienstleistungsgesellschaft hat sich in den vergangenen dreißig Jahren der Steueranteil, den die Industrie zur Finanzierung öffentlicher Aufgaben beiträgt, in Europa drastisch verringert! Die global agierenden Unternehmen zahlen wegen des internationalen Steuerwettbewerbs immer weniger unmittelbare Steuern am Ort der eigentlichen Herstellung. Konzerne können zudem mittels interner Verrechnungspreise die Gewinne in diejenigen Regionen der Erde verlagern, in denen Regierungen mit niedrigen Steuern locken. Der nach den Regeln der Bilanzbuchhaltung von Wirtschaftsprüfern in Deutschland ermittelte Konzerngewinn eignet sich kaum noch als solide Bemessungsgrundlage, um den hohen Maschinenproduktionsanteil an der Finanzierung öffentliche Aufgaben angemessen zu berücksichtigen. Sinkende Industriepreise sind zwar gut für die Kunden, aber schlecht für den Finanzminister. In den hoch entwickelten Industrieländern müssen Arbeiter, Dienstleister und das Handwerk im Zuge der steigenden Lohnnebenkosten immer größere Anteile der öffentlichen Aufgaben mit dem notwendigen Steuergeldern versorgen und stöhnen unter dieser Last, während die global handelbaren Massenwaren zu Niedrigpreisen in die Regale wandern. Diese Produkte müssen in Zukunft wieder, wie vor drei Jahrzehnten, einen deutlich höheren Anteil an der Besteuerung tragen. 

Durch den schwindenden Steueranteil der Industrie – er ist in den vergangenen drei Jahrzehnten gemessen am Produktivitätsfortschritt schätzungsweise um fünfundsiebzig Prozent gesunken - bleiben notwendige öffentliche Investitionen in Bildung und Erziehung sowie Forschung und Wissenschaft in großem Umfang aus. Dem Fiskus gelingt es nicht mehr, mit der Steuerphilosophie des Industriezeitalters, in der die Rationalisierung der Arbeit im Mittelpunkt der Steuerbemessung stand, die Mittel für dringend notwendige öffentliche Aufgaben in angemessenem Umfang über den hoch produktiven Industriesektor zu beschaffen. Die Steuerlast muß nach der hier auszubreitenden Steuerphilosophie an vier zentralen Punkten der Wertschöpfungskette gleichmäßig verteilt werden, um so die Arbeit steuerlich relativ zu entlasten. Steuern müssen auf Ressourcen, auf Maschineneinsatz sowie auf Arbeit oder Einkommen erhoben werden (vergl. Abb. 2). 
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Die dadurch im Unternehmen entstehenden Kosten werden auf die Endpreise aufgeschlagen. Auf diese kommt schließlich auch die Verbrauchs- oder Mehrwertsteuer, so daß die gesamte Steuerlast vollständig in den Absatzpreisen beim Endverbraucher zusammenkommt.

Im internationalen Wettbewerb werden die technologischen und qualitativen Fortschritte der Industriewaren längst nicht mehr vollständig in steigenden Löhnen, sondern immer stärker in relativ sinkenden Preisen für Industrieprodukte weitergegeben („Geiz ist geil“). Der durch rückläufige Einnahmen aus Unternehmenssteuern und durch Niedrigpreise für global handelbare Industrieprodukte ausgelöste Preisdruck äußert sich leider eben auch in schwindenden Steuereinnahmen und letztendlich in einer zunehmenden Staatsverschuldung. Eine hohe Mehrwertsteuer auf die global gehandelten und überall auf der Welt zu fertigenden Produkte kann hingegen durch globale Bilanzmanöver nicht umgangen werden, da sie sich unmittelbar am konkreten Produktstrom und an den Ort des Verbrauches ausrichtet und daher keinerlei Bewertungsspielräume für die Unternehmen im Rahmen der üblichen Bilanzkosmetik zuläßt. Eine Strukturierung der Mehrwertsteuer ist notwendig, um die globalen Zusammenhänge angemessen im Steuersystem zu berücksichtigen.


In Deutschland wird darüber hinaus der notwendige Strukturwandel von industriellen Arbeitsplätzen zu dem breiten Spektrum an Dienstleistungen vor allem durch den auf der Welt einmaligen Sozialaufschlag von dreiundvierzig Prozent auf die unmittelbaren Lohnkosten massiv gebremst. Während die hoch produktiven Industrien diesen Lohnaufschlag bei sinkenden Unternehmenssteuern und rationalisiertem Arbeitseinsatz locker stemmen können, kapitulieren die arbeitsintensiven Branchen vor diesem Kostenblock. Damit ein Arbeitnehmer sich in Deutschland für eine Stunde einen Handwerker leisten kann, muß er selbst vier Arbeitsstunden einsetzen. Schwarzarbeit und Heimwerker haben Hochkonjunktur, wie die aus dem Boden schießenden Baumärkte in den vergangenen zwei Jahrzehnten eindrucksvoll belegen. Dabei wird aber das von Adam Smith, dem Vater der Volkswirtschaftslehre, als Ursprung allen Wohlstandes entdeckte Prinzip der Arbeitsteilung sträflich verletzt. Handwerk und Dienstleistungen müssen vor allem in Deutschland teilweise in den Schatten der Kriminalität oder in die wenig effektive Eigenleistung ausweichen, weil die Politik nicht in der Lage ist, im Rahmen der Mehrwertsteuerstruktur eine den regionalen und globalen Erfordernissen angemessene Bemessungsstruktur zu entwerfen. Die Steuerpolitik muß konkret dazu führen, daß auf dem Farbeimer im Baumarkt über Ressourcen- und Mehrwertsteuer bereits wesentliche Steuern geleistet sind, so daß es für den Verbraucher egal ist, ob er einen Profi oder einen Schwarzarbeiter oder gar sich selbst mit der Verarbeitung des Materials beauftragt.

Ursache des sich in den vergangenen dreißig Jahren massiv aufbauenden Reformstaus sind vor allem in Deutschland die völlig veralteten Bemessungsgrundlagen unseres Steuer- und Sozialsystems, die zwar zur Bismarckzeit richtig gewesen sein mögen, die sich aber in der heutigen Zeit geradezu als kontraproduktiv erweisen. Der hohe Verbrauch an natürlichen Ressourcen und die davon ausgehenden Belastungen der Umwelt sowie die hohen Anteile der Maschinen und Automaten an der Industrieproduktion tragen zur Finanzierung unserer öffentlichen Aufgaben zu wenig bei, während die unmittelbaren Arbeitskosten, insbesondere in den arbeitsintensiven Sektoren und vor allem über die Sozialversicherungsbeiträge und über hohe Mehrwertsteuersätze auf diese arbeitsintensiven Produkte sowie der Lohn- und Einkommenssteuer einen viel zu hohen Anteil an der Finanzierung öffentlicher Aufgaben tragen müssen. Im Verlauf von zehn Jahren sollte vor allem das derzeitige auf die Lohnkosten aufgesattelte Sozialversicherungssystem schrittweise vollständig abgeschafft werden, um so die unmittelbaren Lohnkosten am Standort Deutschland auf Dauer um über vierzig Prozent wirksam zu entlasten. Im Gegenzug müssen im Rahmen einer Bodenertrags- oder Ressourcensteuer und einer an der Kapitalproduktivität ausgerichteten Mehrwertsteuer die global entstehenden Boden- und Kapitalerträge entsprechend stärker zur Finanzierung der öffentlichen Aufgaben herangezogen werden. 

Im Ergebnis muß bei unverändertem Einkommens- und Preisniveau die Kostenstruktur der Produktion radikal verändert werden, um insbesondere die Industrie- und Agrarprodukte, die heute zu mehr als einem Drittel außerhalb der Landesgrenzen hergestellt werden, in der steuerlichen Behandlung mit den im Inland hergestellten Produkten fiskalisch gleich zu stellen und zudem die relativen Preise für Handwerks- und sonstige Dienstleistungen relativ gegenüber Industrieprodukten besser zu stellen, um so zusätzliche Beschäftigung und zu versteuerndes Einkommen zu erzeugen. Eine derartige Verschiebung der Steuerstruktur – einerseits fiskalische Mehrbelastung von globalem Ressourcenverbrauch und Maschinennutzung, andererseits Entlastung von unmittelbaren Arbeitskosten in der Region – hat weitreichende Konsequenzen für die Produktions- und Verbrauchsentscheidungen sowie das regionale Steueraufkommen. Sie schafft eine Vielzahl zusätzlicher Arbeitsplätze und damit über zusätzliche Einkommen die Grundlage vermehrter Steuereinnahmen.

Die globalen und nationalen Herausforderungen an die Veränderung der Wirtschaftsstruktur müssen also im Zusammenhang und damit durch einen radikalen Strategiewechsel in der Steuer- und Finanzpolitik gelöst werden. Einerseits muss die Steuerstruktur dem ehernen Gesetz von der Agrar- über die Industrie- in eine Dienstleistungsgesellschaft eine bewußt gestaltete Besteuerungsgrundlage schaffen und im Inland die Entwicklung neuer Arbeitsplätze im Handwerk und in den vielfältigen Dienstleistungsbranchen erleichtern. Zudem dürfen die Unternehmen für heimische Industrieprodukte nicht länger gegenüber den Einfuhren an billigen Industrieprodukten der Schwellenländer fiskalisch diskriminiert werden. Die in anderen Regionen der Erde hergestellten und in Europa verbrauchten Vor- und Halbfertigprodukte sowie die industriell hergestellten Verbrauchsgüter müssen im gleichen Umfang an der Finanzierung der öffentlichen Aufgaben herangezogen werden, wie von den hier hergestellten Industriewaren aufzubringen ist. Nicht der Ort der Herstellung eines Produktes ist nach der neuen Politikstrategie für die Besteuerung maßgeblich, sondern allein die Region, in der es verbraucht wird. Diese neue Strategie beherzigen zum Beispiel bereits heute viele skandinavische, ebenfalls von der internationalen Handelsverflechtung betroffenen Länder mit großem Erfolg. Sofern die Deutschen den Schweden ein Auto verkaufen, so schlägt der schwedische Fiskus fünfundzwanzig Prozent auf, während im umgekehrten Fall nur sechzehn Prozent fällig sind. Die Differenz muß bei gleichem Niveau an öffentlichen Aufgaben in Deutschland über Steuern für die inländische Produktion aufgebracht werden. Dadurch werden arbeitsintensiv hergestellte Produkte in Deutschland im Verhältnis zu industriell gefertigten Waren unnötig verteuert. Die Mehrwertsteuer für global gehandelte Produkte muß also rasch an die globalen Standards angepaßt werden, um so Spielraum für die Minderung der vor allem das Handwerk treffenden Lohnnebenkosten zu senken.

Die Umstrukturierung der Wirtschaft in eine Dienstleistungsmarktwirtschaft sowie eine angemessene steuerliche Belastung der heimischen und auswärtigen Industrieproduktion, d.h. der dabei eingesetzten Maschinen, zur Finanzierung öffentlicher Aufgaben, lassen sich im Systemzusammenhang lösen, indem die Mehrwertsteuersätze auf Industrieprodukte in wenigen Jahren auf den hohen internationalen Standard angehoben werden, während in den arbeitsintensiven Branchen über niedrigere Sätze sowie über die Senkung der Sozialversicherungsbeiträge schrittweise eine Kostenentlastung in Gang gesetzt wird, die zu einer Belebung der entsprechenden Arbeitsmärkte führt. Der Bremseffekt höherer Verbrauchssteuern wird durch den Puscheffekt sinkender Sozialversicherungsbeiträge, die lediglich eine besondere Spielart der Lohnsteuer darstellen, ausgeglichen.

Produkte mit hohem Rohstoff- und Maschinenanteil müssen in allen entwickelten Industrienationen mit hohen Steuersätzen belegt werden und die entstehenden Einnahmen nach dem Äquivalenzprinzip zum Beispiel unmittelbar für ein Altersgrundeinkommen verwendet werden, um im Gegenzug die Beiträge zur gesetzlichen Rentenversicherung schrittweise ganz abschaffen zu können. Ein für jede Lebensphase unterschiedlich zu begründendes Grundeinkommen vernichtet Bürokratie und schafft das Einkommen zu den Bürgern mit der höchsten Ausgabenquote. Jeder ältere Bürger hätte dann ab einem bestimmten Lebensalter ein garantiertes Altersgrundeinkommen. Die Einkommenssteuer könnte entsprechend als rein personale Steuer vollständig im Rahmen eines Generationenvertrages für die Erziehung und Ausbildung der jungen Generation verausgabt werden. Bei einhundertsechzig Milliarden € Steueraufkommen ergibt sich für jedes Mitglied der jungen Generation ein Erziehungsgrundeinkommen von monatlich ca. 925 €, mit der Früherziehung, Erziehung, Schule und Ausbildung im Interesse der Erziehungsberechtigten und der Betroffenen optimal und bundeseinheitlich finanziert werden kann. Die derzeitige Sozialbürokratie könnte also für die junge und ältere Generation allmählich vollständig abgebaut werden. Im späteren Erwerbsleben zahlen die gut ausgebildeten Bürger den von der Gesellschaft zur Verfügung gestellten zinslosen Kredit vollständig an die Gesellschaft (an die Folgegeneration) über die Einkommenssteuer zurück. Das zu zahlende Grundeinkommen wäre in dieser Vertragskonstellation wohl begründet.

Branchen mit einem geringeren global handelbaren Anteil, wie zum Beispiel das Bau- und Transportwesen, tragen nach diesem Steuerkonzept in Zukunft mittlere Mehrwertsätze, während reine, nur in der jeweiligen Region zu erbringende Dienstleistungen, wie zum Beispiel das Friseur-, Metzger- oder Bäckerhandwerk, relativ geringe Sätze übernehmen. In Westeuropa haben Belgien, Frankreich, Großbritannien und demnächst auch Polen mit einer solchen Vorgehensweise erste positive Erfahrungen sammeln können. Der allmähliche Abbau der Beiträge zu den Sozialversicherungen, d.h. der Lohnnebenkosten, und deren Ersatz durch eine Ressourcensteuer würde diesen Trend enorm unterstützen. Die Agrarindustrie muß nach dieser Logik ebenfalls hohe Sätze erhalten, damit der Bodenertrag einen angemessenen Steueranteil trägt und vor allem auch die umfangreichen Einfuhren an Rohstoffen und Agrarprodukten vom Fiskus angemessen berücksichtigt werden. In dieser Branche hat die Arbeitsproduktivität in den vergangenen zweihundert Jahren am stärksten zugenommen, wie der geringe Anteil der Beschäftigten in diesem Sektor eindrucksvoll belegt. 

Ein weiteres Vorurteil muß in diesem Zusammenhang zur Sprache kommen. Die Struktur der Mehrwertsteuer eignet sich kaum zur wirksamen Umverteilung von Einkommen zu Gunsten der unteren Einkommensschichten! Dieses trifft auch für den Bereich der Grundnahrungsmittel  zu. Niedrige Sätze für Brot und Fleisch entlasten eben nicht nur die unteren Einkommen, sondern gleichermaßen auch die mittleren und höheren Einkommensgruppen. Hohe Sätze auf Champagner treffen auch den Freund dieses Getränks, der sich wegen eines kleinen Einkommens sonst nichts leisten möchte. Der notwendige Ausgleich für die unteren Einkommensgruppen für den Erwerb von Grundnahrungsmittel sollte einzig und allein einer reformierten Einkommenssteuer zugeordnet werden, während die Struktur der Mehrwertsteuer die gezielte Steuerung von regionaler und globaler Wirtschaft erledigt. Im Rahmen einer großen Einkommenssteuerreform können die unteren Einkommen von der Ressourcen- und Bodenertragsteuer relativ entlastet werden, indem im unteren Bereich – zum Beispiel über eine neue Krankenversicherungsfinanzierung und wesentlich höhere Steuerfreibeträge – quasi eine negative Einkommenssteuer zum Tragen kommt. Damit tragen aber die mittleren und höheren Einkommen über den Erwerb von Agrar- und Industrieprodukten einen höheren Steueranteil, während sie beim Besuch des Restaurants, der Bestellung des Malermeisters oder den Reparaturauftrag für die (teueren) Schuhe relativ entlastet würden. Nebenziel der Reform des Einkommenssteuertarifs sollte in der Tendenz eine Anhebung der Kaufkraft der unteren Einkommensgruppen sein. Ganz nebenbei ergibt sich durch eine höhere Mehrwertsteuer auf Agrarprodukte auch eine Möglichkeit, die enormen Agrarsubventionen abzubauen, da auch die umfangreichen Einfuhren in diesem Bereich stärker zur Finanzierung öffentlicher Aufgaben herangezogen werden. 

Nach einer großen Steuerreform gäbe es in Deutschland (und später in ganz Europa?) nur noch drei Steuerarten: die Ressourcen- und Mehrwertsteuer zur Steuerung der regionalen und globalen Produktivitätsdifferenzen sowie die für eine gezielte personale Umverteilung zwischen den Einkommensklassen vorgesehene Einkommenssteuer. Der heutige Steuerdschungel wäre zu lichten und durch ein möglichst europaeinheitliches System abzulösen. Die Einnahmen der Ressourcensteuer, die sich vor allem aus der heutigen Mineralölsteuer und den umfangreichen Mehrwertsteueranteilen der Agrar- und Rohstoffwirtschaft zusammensetzt, sollen in Zukunft die Ausgaben der heutigen gesetzlichen Rentenversicherung, die mit fast zwanzig Prozent in der Lohnkostenrechnung zu Buche schlägt, schrittweise ablösen. Zehn Prozent des Bruttoinlandproduktes – der Zehnte – sollte über Steuern auf Wasser- und Stromverbrauch, Transport- und Wärmeleistungen sowie Materialverbrauch eingenommen werden und die gesetzliche Rentenversicherung schrittweise vollständig verdrängen. Arbeitskraft würde billiger werden, während die Nutzung der Früchte von Mutter Erde gegenüber heute etwas teuerer würde. 

Diese zusätzlichen Kosten würden aber die Phantasie der Investoren anregen, mit den Produkten der Natur sorgfältig und intelligent umzugehen. Die Unternehmen wären angesichts der sich verschiebenden Kostenstrukturen angehalten, mit neuen intelligenten Technologien und Verfahren die Rohstoffe effektiver und umweltfreundlicher in den Wirtschaftskreislauf einzubringen, um so gegenüber den Wettbewerbern relative Kostenvorteile zu erarbeiten. Da die Kosten für Ressourcen zu hohen Teilen in die Industrieprodukte und vor allem deren weltweiten Transport einfließen, würden diese Produkte stärker von der Steuer betroffen, als es bei regional erbrachten Dienstleistungen der Fall wäre. Die Steuer würde zu einer schonenden Nutzung der Umwelt beitragen und dennoch einem massiven Bürokratieabbau, z. B. in der Umweltgesetzgebung, Vorschub leisten. Mit den Einnahmen könnten alle älteren Bürger ein einheitliches Altersgrundeinkommen erhalten, die häufig vermuteten Privilegien für Selbständige und Beamte, die von diesen im übrigen natürlich bestritten werden, wären ein für allemal passe. Höhere Altersrenten müßten durch eigene Sparanstrengungen erbracht werden.

Eine negative Mehrwertsteuer – als Pendant zur negativen Einkommenssteuer für die unteren Lohngruppen - kommt als weitere Besonderheit im Bereich der sozialen und vor allem kulturellen Dienstleistungen zum Tragen, um insgesamt eine ausgewogene Struktur zwischen Produktions- und Dienstleistungsmärkten zu erreichen. Im Bereich künstlerischer Tätigkeit muß die Mehrwertsteuer unterstützend auf die dort beschäftigten Menschen wirken, damit sich in Zukunft auch hier echte, faire marktwirtschaftliche Steuerungen herausbilden können. In den rein zwischenmenschlichen Beziehungen können nämlich im Verlauf der Jahrzehnte und Jahrhunderte keine Rationalisierungsinvestitionen greifen: für ein Flöttenquartett von Mozart bedarf es nun einmal vier Musiker, der Gefangenenchor aus Nabucco erfordert eine Vielzahl von Akteuren, eine Lehrerin kann heute wie vor zweihundert Jahren bestenfalls zwanzig Schülern gleichzeitig einen spannenden Unterricht bieten. Aber auch das Beratungsgespräch des Arztes oder die Aufgaben der Nachtschwester eignen sich nicht für Rationalisierungen, wie sie aus den Industriesektoren bekannt sind. Damit steigen im Zuge der Industrialisierung zwangsläufig die relativen Kostenanteile für Gesundheit, Bildung und Kultur. Dieser Trend kann durch eine entsprechende Strukturierung der Mehrwertsteuer gezielt in eine volkswirtschaftlich gewünschte Richtung gesteuert werden (vergl. Abb. 3).
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Sofern also ein Kulturbetrieb am Markt eine bestimmte Geldsumme durch seine Darbietungen an der Abendkasse beim Publikum realisiert, so legt die kommunale Kulturbehörde im Rahmen einer negativen Mehrwertsteuer auf die geleisteten Vorstellungen noch einen (über-)proportionalen Geldbetrag dazu, ohne im Einzelnen in die Freiheit der Kunst einzugreifen. Das Publikum entscheidet über die Qualität der Kultur, während der Fiskus nachträglich eine pauschale Korrektur der Marktergebnisse herbeiführt ohne die relativen Gewichtungen der souveränen Konsumenten beeinflussen zu wollen. Die Kommune kann diese Leistungen sowie notwendige Leistungen für ein Grundeinkommen der Erwerbsbevölkerung über einen Aufschlag auf die gegebene Mehrwertsteuerstruktur einnehmen. Als Gegenleistung müssen die Erwerbsfähigen jedoch im kommunalen Bereich für die Mitbürger zur Verfügung stehen. Das Grundeinkommen wäre folglich für Erwerbsfähige nicht bedingungslos, sondern an der Bereitschaft zu sozialen Dienstleistungen in der Nachbarschaft gebunden.

Die neue Struktur der Verbrauchssteuer trägt aber nicht nur aus der inneren Steuerungslogik zwischen Industrie und Dienstleistungen der durch die Steuern verschobenen relativen Preise zu einer massiven Zunahme der Beschäftigung im Bereich der arbeitsintensiven Branchen in Deutschland bei, sondern sie unterstützt gleichzeitig auch die Anpassung unseres starken Industriesektors an die globalen Entwicklungen der Industrieproduktion. An dieser Stelle ergibt sich ein weiteres gewichtiges Argument für eine Strukturierung der Mehrwertsteuer. Aus der globalen Perspektive heraus betrachtet ist Deutschland als erfolgreiche Industrienation und anerkannter Exportweltmeister mit folgendem, abschließend näher zu betrachtenden  Kreislaufzusammenhang konfrontiert: Damit die deutsche Maschinenindustrie ihre überaus begehrten, intelligenten Produkte in die aufstrebenden Schwellenländern verkaufen kann, muss im Gegengeschäft akzeptiert werden, aus diesen Ländern zum Finanzausgleich in zunehmendem Maße auch deren einfache Industrieprodukte, insbesondere Vorprodukte und Halbfertigwaren, in ganz Europa freien Marktzutritt zu gewähren. Damit wir einhundert sehr produktive Arbeitsstunden verkaufen können, müssen wir im Gegengeschäft die doppelte Menge einfacher Arbeitsstunden entgegen nehmen und die sich daraus ergebenden Konsequenzen für den heimischen Arbeitsmarkt über eine kluge Politik des globalen Ausgleichs steuern(vergl. Abb. 4).
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Die von Deutschland erfolgreich verkauften modernen Technologien, z. B. Kraftwerke oder Druckereimaschinen, können nicht allein durch die Reisefreudigkeit der Deutschen oder durch die Einfuhr von Agrarprodukten und Rohstoffen aus Entwicklungsländern ausgeglichen werden. Ebenso stößt eine Verschuldung an klare Grenzen. Bereits heute leisten diese Länder höhere Zinsleistungen, als das sie Entwicklungshilfe erhalten. Die Schwellenländer werden auf Dauer aber auch nicht akzeptieren, daß die Industrieländer die modernen Fabrikanlagen dauerhaft im eigenen Eigentum halten, um die begehrte Technologie „Made in Germany“ zu erstehen. Insofern stößt auch der enorme Exportüberschuß von ca. 160 Mrd. € an psychologische Grenzen. Die Käufer von Investitionsgütern möchten selbst die Verfügungsgewalt über die Fabriken erhalten. Die Konsequenz eines freien Warenverkehrs ist es also, daß wir die preiswerten Halbfertigwaren und Endprodukte unserer Investitionsgüterkunden auf unseren Märkten für Verbrauchsgüter ohne Zolldiskriminierungen zulassen. Damit wird ein konsequenter Gleichbehandlungsgrundsatz aller herstellenden Regionen der Erde für abgrenzbare Produktgruppen umgesetzt. Über die niedrigeren Löhne sind diese Produkte auch bei höheren Steuersätzen weiterhin wettbewerbsfähig.

Entsprechend kann auf der Basis der Besteuerung meßbarer Leistungsströme auch die unmittelbare Unternehmenssteuer im Inland, die durch die ausländische Konkurrenz ohnehin immer stärker unter Druck gerät, leichter dem internationalen Trend angepaßt, d.h. schrittweise reduziert werden. Die öffentlichen Aufgaben werden nach dem neuen Steuerkonzept nicht mehr aus den Gewinnen oder bewerteten Vermögensbeständen der Unternehmen, sondern auf der Basis der die Fabriken verlassenden oder die Hafenumschlagplätze passierenden konkreten Produktströme finanziert. Da die globalen Handelsumsätze in den nächsten Jahren weiterhin enorm ansteigen (siehe Abb. 5), wird es immer wichtiger, diese globalen Handelsströme angemessen zu besteuern und die regionalen Handwerks- und Dienstleistungen entsprechend stärker zu entlasten.
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 Der Fiskus zieht sich also aus der Beurteilung der Leistungsfähigkeit eines Betriebes anhand der aus der Bilanz zu errechnenden Gewinnhöhe zunehmend zurück und behandelt die einzelnen Unternehmen innerhalb einer Branche – egal wo sie sich auf dem Globus befinden -  im Rahmen der Mehrwertsteuersätze jeweils strikt gleich (vergl. Abb. 6).
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 Auf dieser Basis kann die bisherige Unternehmenssteuer allmählich vollkommen wegfallen, um so den Entwicklungs- und Schwellenländern einen steuerlich kostengünstigen Zugang zu unseren Technologien zu ermöglichen.

Dieser globale Trend bedarf der Unterstützung durch einen globalen Flächentarifvertrag der Industriearbeiter im Rahmen der internationalen Arbeiterbewegung. Die in China, Brasilien oder in der Ukraine tätigen Industrie- oder Landarbeiter müssen in freien Tarifverhandlungen den Lohnanteil fordern können, den diese Produkte auf den Weltmärkten tatsächlich erwirtschaften. Höhere Löhne schaffen dann innerhalb dieser Regionen höhere Einkommen und bilden damit die Grundlage, damit sich auch dort die Märkte für Industriewaren und Dienstleistungen schneller entfalten können. Höhere Löhne führen zu einer endogenen Wirtschaftsentwicklung und machen externe Hilfsprogramme (Schenkungen) im Zeitverlauf entbehrlich. Nur wenn das wachsende Einkommen auch dort breitere Schichten erreicht, kann sich auch in den ärmeren Regionen allmählich eine neue Struktur von Dienstleistungen entwickeln. Sosehr heutzutage im nationalen Raum eine höhere Flexibilisierung der Löhne zwischen regional und global tätigen Unternehmen notwendig ist und daher der nationale Flächentarifvertrag aufgeweicht werden muß, um so mehr muß dringend ein globaler Tarifvertrag geschaffen werden, der dem Grundsatz „Gleiche Leistung, gleicher Lohn“ Rechnung trägt und dadurch über globale Marktmechanismen zusätzliches Einkommen in die unterentwickelten Regionen schafft. Eine strukturierte Mehrwertsteuer ist in Verbindung mit einem global gedachten Arbeitsmarkt das Erfolgsrezept, um der globalen Deflationspolitik und der damit verbundenen Finanzmisere endlich ein Ende zu bereiten.

Das neue Steuersystem führt über das pauschale Erziehungs- und Altersgrundeinkommen zu einer massiven Stärkung der Massenkaufkraft. Die personale Einkommensverteilung wird über das pauschale Erziehungs- und Altersgrundeinkommen massiv zugunsten der unteren Einkommensschichten verbessert. Eltern kleiner Kinder und Ältere in den unteren Einkommensschichten sind geneigt, zusätzliches Geld schnell wieder auf den Markt zu tragen und damit die Beschäftigung zu fördern (vergl. Abb. 7).
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 Die strukturierte Mehrwertsteuer wird in Verbindung mit einer massiven Verschiebung der personalen Einkommensverteilung die Konjunktur stützen. Das nicht näher auszuführende kommunale Sozialgrundeinkommen für die Erwerbsfähigen ist ebenfalls deutlich höher als die heutigen Stützungssätze für langfristig Arbeitslose und dürfte ebenfalls die effektive Nachfrage nach Waren und Dienstleistungen  und damit die Beschäftigung und die Steuereinnahmen nachhaltig erhöhen. Der heutige Staatsanteil von etwa fünfzig Prozent des Volkseinkommens dürfte in der Tendenz kaum um zehn Prozent schrumpfen. Da aber die jungen und älteren Bürger ein relativ hohes Grundeinkommen und die mittlere Generation bei Bedarf entsprechend ein relativ hohes Grundeinkommen von der Kommune erhalten, sind die Handlungskompetenzen aller Bürger wesentlich erweitert. Die heutige staatliche Bürokratie wäre nach einiger Zeit erheblich in seiner Handlungskompetenz reduziert. Aus diesem Grund sollte im Rahmen einer großen Reformanstrengung das Steuersystem rasch auf eine die personale Verteilung des Einkommens organisierende Einkommens- sowie eine Investitionen motivierende Ressourcen- und eine den Arbeitsmarkt regelnde Mehrwertsteuer reduziert werden.
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